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Die Güterschifffahrt, wie hier auf der Spree vor dem Berliner Reichstagsgebäude, ist auf eine 
zuverlässige Infrastruktur angewiesen. Anstatt die Mittel für Erhalt und Ausbau der Flüsse 
und Kanäle anzuheben, will die Regierung den Etat ab 2023 um fast ein Drittel kürzen. 
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„Gemeinsamkeit macht stark!“ Diesem 
Motto folgend hat der BDB zusammen 
mit dem Deutschen Nautischen Verein 
und dem Deutschen Marinebund im 
September den „Deutschen Schifffahrts-
tag 2022“ in Bremen ausgerichtet. Die 
Veranstaltung stand unter dem Motto 
„Nachhaltige Schifffahrt – Gemeinsam, 
klar, sauber!“ und bot im „Schifffahrts-
Workshop“ für die knapp 100 Teilnehmer 
eine geradezu ideale Plattform für den 
Gedankenaustausch zwischen Gewerbe, 
Wissenschaft und Forschung, als über die 
verschiedenen Möglichkeiten alternativer 
Antriebe im Schifffahrtssektor diskutiert 
wurde. Die Eröffnungsveranstaltung im St. 
Petri Dom und das Nautische Abendessen 
im Bremer Rathaus bildeten den stilvollen 
Rahmen dieser Veranstaltung, die unter 
der Schirmherrschaft von Bundespräsi-
dent Steinmeier stand und mit mehreren 
Hundert Gästen auf ein erfreulich großes 
Interesse stieß. 

Auf großes Medieninteresse stößt die 
Binnenschifffahrt auch im Hinblick auf 
die enormen Gütermengen, die – insbe-
sondere im Bereich Kohle, Chemie- und 
Mineralölprodukte – im Zusammenhang 
mit dem Krieg in der Ukraine transpor-
tiert werden müssen. Das anhaltende 
Niedrigwasser hat die Güterschifffahrt 
insbesondere an Rhein und Donau 
allerdings erheblich ausgebremst: An 
den bekannten Flachwasserstellen, die 

seit Jahrzehnten auf Beseitigung und 
Ausbau warten, konnte deshalb mitunter 
nur noch ein Viertel der sonst üblichen 
Ladungsmengen pro Schiff transportiert 
werden. Die Versäumnisse der vergange-
nen Jahre beim Ausbau der Flüsse und Ka-
näle waren offensichtlich und haben die 
Industrievertreter nach den Erfahrungen 
im Niedrigwasserjahr 2018 völlig zu Recht 
verärgert. Hier muss energisch gegen-
gesteuert werden, und es ist erfreulich, 
dass in der ersten Beratung zum Bundes-
haushalt 2023 der zu geringe Etat für die 
Wasserstraßen parteiübergreifend einen 
breiten Raum in der Debatte einnahm. 
Ob auch die von Minister Wissing einbe-
rufene „Beschleunigungskommission“ 
nun die erhoffte schnellere Fertigstellung 
der Fahrrinnenvertiefung am Mittelrhein 
bringt, bleibt abzuwarten. Skeptiker mo-
nieren, dass selbst Minister Wissing kei-
nen Zeitraum nennen wollte, um den sich 
diese Baumaßnahme verkürzt. „Es könnte 
eher länger dauern!“, munkeln einige, 
nachdem das Gerücht die Runde macht, 
dass für die Zeit der Bundesgartenschau, 
also von April bis Oktober 2029, keine 
Wasserbaumaßnahmen im Mittelrhein-
tal durchgeführt werden dürfen. Mehr 
hierzu, zur Weiterentwicklung des Flot-
tenmodernisierungsprogramms und zu 
den Baumaßnahmen im westdeutschen 
Kanalgebiet lesen Sie in diesem Heft.   
Viel Vergnügen bei der Lektüre!

Editorial
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Deutscher Schifffahrtstag 2022 in Bremen und Bremerhaven

BDB erstmals Mitausrichter der
traditionsreichen Veranstaltungsreihe

Unter der Schirmherrschaft des Bundespräsidenten Frank-Walter 
Steinmeier fand in Kooperation des Deutschen Nautischen Vereins 
(DNV), des Bundesverbandes der Deutschen Binnenschifffahrt 
(BDB) und des Deutschen Marinebundes (DMB) vom 29. Septem-
ber bis zum 2. Oktober der 36. Deutsche Schifffahrtstag an den 
zwei maritimen Standorten Bremen und Bremerhaven statt.

Nach 1920 und 1959 (Bre-
men) sowie 1971 und 1992 
(Bremerhaven) war es nun 
das erste Mal, dass der 

traditionsreiche Deutsche Schifffahrts-
tag von den beiden Städten des Lan-
des Bremen gemeinsam ausgetragen 
wurde. 

Fachveranstaltung zur Umwelt-
freundlichkeit der Schifffahrt
Passend zum Motto des Schifffahrtstags 
(„Nachhaltige Schifffahrt: gemeinsam, 
klar, sauber!“) legte der BDB am 29. 
September den Fokus seines Engage-
ments auf eine Fachveranstaltung mit 
dem Titel „Schifffahrt – ein nachhaltiger 
Verkehrsträger“ im „Goldenen Saal“ des 
Atlantic Grand Hotels in Bremen, mode-
riert von Alexandra Pohl-Hempel (Lei-
tung des Ständigen Fachausschusses 
des DNV). Die erfreulich hohe Anzahl 
von etwa 90 Teilnehmern belegte das 
große Interesse an diesem Thema. Bre-
mens Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen, Dr. Claudia Schilling, und Eduard 
Dubbers-Albrecht, Präses der Handels-
kammer Bremen, richteten Grußworte 

an die Teilnehmer. Mit einer Videobot-
schaft zugeschaltet wurden außerdem 
Bundesverkehrsminister Volker Wissing 
und die Maritime Koordinatorin der 
Bundesregierung, Claudia Müller. 

BDB-Präsident Martin Staats skizzier-
te in seinem Grußwort die Bedeutung 
der Binnenschifffahrt und ihre aktuellen 
Herausforderungen: „Wir beobach-
ten eine extrem hohe Nachfrage nach 
Schiffsraum und Verknappungstenden-
zen. Die Agrarwirtschaft spürt dies der-
zeit ganz besonders. Hier zeigt sich, wie 
systemrelevant die Schifffahrt für die 
Versorgung mit Gütern ist – und damit 
auch für die Sicherung des Wohlstands 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland“. 
Die Politik müsse diese Systemrelevanz 
endlich erkennen und dementspre-
chend handeln: „Die Bundespolitik zeigt 
sich leider weiterhin unbeeindruckt und 
kommt mit den gebotenen Anpassungs-
maßnahmen im Wasserstraßennetz, 
wie der für Industrie und Schifffahrt 
gleichermaßen wichtigen Fahrrinnen-
anpassung am Mittelrhein, nicht hinter-
her. Alle Beschleunigungsinitiativen seit 

der Wiedervereinigung haben größten-
teils keinen Effekt gehabt. Dabei zeigt 
der Bau der LNG-Terminals in Wilhelms-
haven derzeit deutlich, dass man Maß-
nahmen extrem beschleunigen kann, 

wenn der politische Wille da ist“, so der 
BDB-Präsident. 

Prof. Bettar el Moctar (DST) führte 
aus, dass die Schifffahrt wohl noch 
einige Zeit auf den Diesel als Kraftstoff 
angewiesen sein wird: „Die Schifffahrt 
hat sehr unterschiedliche Transport-
aufgaben. Daher ist es sehr schwierig, 
eine geeignete Technologie zu finden“. 
Zudem bestünden in der Schifffahrt 
sehr lange Innovationszyklen. Außer-
dem müsse man bei klimaneutralen 
Anwendungen auch deren Risiken im 
Hinblick auf Zuverlässigkeit, Sicherheit 
und Betriebskosten berücksichtigen. 
Daher sei es unverzichtbar, Pilotanwen-
dungen solcher Technologien aufzubau-
en und diese mittels Demonstratoren 
im laufenden Betrieb zu untersuchen. 
Neben der graduellen Dekarbonisie-
rung des Antriebs gebe es jedoch auch 
kurzfristigere Möglichkeiten, die Emissi-
onen zu senken. Dies könne z.B. durch 

DEUTSCHER SCHIFFFAHRTSTAG 

« Man kann Maßnahmen  
extrem beschleunigen, wenn 
der politische Wille da ist. »

BDB-Präsident Martin Staats

 (v.l.n.r.): Carsten-S. 
Wibel (DNV), Heinrich 
Kerstgens (Rhenus SE), 
Friederike Dahlke-Wallat 
(DST), Prof. Holger Watter 
(Hochschule Flensburg) 
und Prof. Bettar el Moctar 
(DST) während der Podi-
umsdiskussion

 BDB-Präsident 
Martin Staats (MSG) 
hielt ein Grußwort zum 
Auftakt der Fachveran-
staltung
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die Erhöhung des hydrodynamischen 
Wirkungsgrads, eine Gewichtsreduktion 
von Schiffen und Optimierungen im 
Betrieb erzielt werden. 

Friederike Dahlke-Wallat (DST) prä-
sentierte eine Untersuchung zu den 
Gesamtkosten, die der Binnenschiff-
fahrt entstehen, um die Klimaziele 
bis zum Jahr 2050 erfüllen zu können, 
basierend auf drei Szenarien. Im ersten 
Szenario („Business as usual“), welches 
im Wesentlichen eine Aufrüstung auf 
Stufe V-Motoren sowie nur einen gerin-
gen Anteil an alternativen Technologien 
beinhaltet, werden die Emissionsre-
duktionsziele knapp verfehlt. Erreicht 
werden können diese hingegen durch 
die anderen Szenarien, bei denen ein 
deutlich höherer Anteil an alternati-
ven Antrieben und weitere Optionen 
wie der Einsatz modernen Biodiesels 
angenommen werden. Die Gesamtfi-
nanzierungslücke von 2020 bis 2050 
liegt bei bis zu rund 10 Mrd. Euro im 
Höchstpreis-Szenario. Im Rahmen des 
europäischen Projekts „PLATINA 3“ soll 
ein möglicher Förderrahmen ausgear-
beitet werden, um das Gewerbe bei der 
kostenintensiven Umrüstung effektiv 
zu unterstützen. Dies sei allerdings eine 
sehr komplexe Aufgabe, da man derzeit 
an einem „Scheideweg“ stehe, und es 

keine konkrete Empfehlung gibt, in wel-
che Technologie Investitionen erfolgen 
sollten. 

Heinrich Kerstgens (Rhenus SE) 
skizzierte in seinem Vortrag schwer-
punktmäßig die Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Binnenschifffahrt. 
Die zunehmend auftretenden Niedrig-
wasserphasen führten dazu, dass die 
Schifffahrt teurer (durch den in den 
vergangenen Jahren stark gestiegenen 
Kleinwasserzuschlag) und unzuverlässi-
ger werde. Es sei wichtig, als Gewerbe 
hierauf zu reagieren. Schiffbauliche 
Optimierungen und die Leichtbauweise 
von Schiffen seien geeignete Optionen, 
um den Tiefgang zu reduzieren. Im Hin-
blick auf Investitionen in alternative An-
triebe sei eine klare Ansage der Politik 
nötig, wie sich die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen in einem Zeithorizont von 
10 - 15 Jahren entwickeln, um Investi-
tionssicherheit zu schaffen. Heinrich 
Kerstgens stellte außerdem Konzepte 
für innovative Schiffsneubauten vor, die 
Rhenus realisieren möchte.

Podiumsdiskussion mit Fragen aus 
dem Publikum
Nach ihren Fachvorträgen stellten sich 
Friederike Dahlke-Wallat, Heinrich 
Kerstgens, Prof. Holger Watter (Hoch-

schule Flensburg) und Carsten-S. Wibel 
(Leiter des Arbeitskreises Umwelt im 
Ständigen Fachausschuss des DNV) 
unter Moderation von Prof. Bettar el 
Moctar den Fragen des Publikums. 
Zusammenfassend konnte festgestellt 
werden, dass es voraussichtlich weder 
für den Bereich der Binnenschifffahrt 
noch für den Bereich der Seeschifffahrt 
künftig die eine Antriebsform geben 
wird, sondern je nach Schiffstyp, Fahrt-
profil und weiteren Faktoren das jeweili-
ge geeignete Antriebskonzept. Nach der 
jahrzehntelangen Dominanz des Diesels 
werde man daher in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten eher einen 
„bunten Mix“ an Antriebsoptionen in 
der Schifffahrt vorfinden. 

Martin Staats fasste die Herausforde-
rungen, vor denen die Branche durch 
die europäischen Strategien zur Emissi-
onsreduktion im Verkehrssektor steht, 
zusammen: „Die Binnenschifffahrt emit-
tiert nur rund ein Drittel der Klimagase, 
die durch den Straßengüterverkehr 
verursacht werden, weist die gerings-
ten externen Verkehrskosten auf und 
hat den geringsten Flächenverbrauch. 
Damit ist sie bereits heute ein umwelt-
freundlicher Verkehrsträger. Trotzdem 
wissen wir, dass noch viel zu tun ist, um 
nachhaltiger zu werden. Die Politik eilt 
jedoch mit ihren Bestrebungen dem 
Markt voraus, denn abgesehen von 
einzelnen Leuchtturmprojekten gibt es 
noch keine Marktreife für alternative 
Antriebskonzepte für die bestehende 
Flotte“. Allerdings werde derzeit viel in 
die Ertüchtigung von Bestandsmotoren 
investiert, damit diese weniger Emissio-
nen verursachen.

Feierliche Eröffnung im Dom, Rat-
hausempfang und Schiffsparade
Unter musikalischer Begleitung durch 
das Kammerensemble des Luftwaf-
fenmusikkorps Münster sowie den 
Neustädter Shanty-Chor Bremen e.V. 
führte Diakon Magnus Deppe, Leiter 

der Bremer Seemannsmission e.V., 
durch den feierlichen Eröffnungsakt 
des Schifffahrtstags im St. Petri Dom zu 
Bremen. Die Präsidenten der organisie-
renden Verbände, Martin Staats (BDB), 
Christian Suhr (DNV) und Heinz Mau-
rus (DMB) richteten Grußworte an die 
anwesenden Besucher der öffentlichen 
Eröffnungsfeier. Für die Bundes- und 
Landespolitik sprachen Sarah Ryglewski, 
Staatsministerin beim Bundeskanzler, 
sowie die Bremer Senatorin Dr. Claudia 
Schilling. Im Anschluss fand im Bremer 
Rathaus für geladene Gäste ein „Nauti-
sches Essen“ mit Festreden von Dr. And-
reas Bovenschulte, Bremer Bürgermeis-
ter und Präsident des Bremer Senats, 
und Prof. Dr. Antje Boetius, Direktorin 
des Alfred-Wegener-Instituts, statt. Am 
Morgen des 30. September zog eine 
große Schiffs- und Bootsparade auf der 
Weser von Bremen nach Bremerhaven. 
Flankiert wurde der Deutsche Schiff-
fahrtstag durch weitere Aktionen wie 
u.a. die „Maritime Woche Bremen“, den 
Tag der offenen Tür des Wasserstra-
ßen- und Schifffahrtsamts Weser-Jade-
Nordsee und eine Sonderausstellung im 
Deutschen Schifffahrtsmuseum.

 Bundesverkehrsmi-
nister Volker Wissing 
richtete sich mit einer 
Videobotschaft an die 
Teilnehmer

 Die Bremer Senatorin 
Dr. Claudia Schilling be-
tonte die Rolle Bremens 
im Kontext der nachhalti-
gen Schifffahrt

DEUTSCHER SCHIFFFAHRTSTAG 
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 Niedrigwasser 
auf dem Rhein bei 
Duisburg-Ruhrort

NIEDRIGWASSER

Niedrigwasser legt Versagen beim Flussausbau offen

Flachstellen und Engpässen an
Beseitigung von

Flüssen und Kanälen ist überfällig!

Die mehrere Wochen andauernde Niedrigwasserphase an den 
deutschen Wasserstraßen mit ihrem Schwerpunkt im Juli und 
August behinderte in zunehmendem Maße die Güterschifffahrt in 
Deutschland.

S ie zählt beim Transport von 
Kohle, Getreide, Futtermitteln, 
Baustoffen, Mineralöl, Contai-
nern und weiteren Rohstoffen, 

etwa für die Chemie- und Stahlindus-
trie, zu den systemrelevanten Größen 
im Transport- und Logistiksektor – und 
ist deshalb stellvertretend für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland auf 
eine verlässliche und gut ausgebaute 
Verkehrsinfrastruktur angewiesen. 
Während des Niedrigwassers wurden 
die teils seit Jahrzehnten bekannten 
Engpässe im Wasserstraßennetz  
– insbesondere an Rhein, Donau und 
Elbe – erneut zum limitierenden Fak-
tor, der die Schifffahrt und deren 
Kunden massiv beeinträchtigte.

Der BDB richtete in dieser Situation 
den dringenden Appell an die Bundes-
regierung, die seit vielen Jahren über-
fällige Beseitigung der Engpässe im 
Wasserstraßennetz nun beschleunigt 
in Angriff zu nehmen. Top-bewertete 
Maßnahmen mit einem exzellenten 
Nutzen-Kosten-Verhältnis wie etwa die 
Vergrößerung der Fahrrinnentiefe am 
Mittelrhein müssen schnellstmöglich 

umgesetzt werden. Dieses Projekt führt 
an diesem Rheinabschnitt zu einer um 
20 cm verbesserten Abladetiefe. In der 
Praxis heißt das: Das Güterschiff kann 
deutlich mehr Ladung aufnehmen, 
und es kann bei Niedrigwasser deut-
lich länger in Fahrt bleiben. ‘Schneller 
planen und bauen‘, hat Bundesver-
kehrsminister Volker Wissing (FDP) dem 
BDB gegenüber als Losung für seine 
Verwaltung ausgegeben. „Jetzt wird es 
höchste Zeit, dass danach gehandelt 
wird“, fordert BDB-Geschäftsführer Jens 
Schwanen.

Als absolut kontraproduktiv bewertet 
der BDB in diesem Zusammenhang die 
von Bundesfinanzminister Christian 
Lindner (FDP) vorgesehene Senkung 
des Wasserstraßenetats um rund 360 
Mio. Euro ab Anfang kommenden 
Jahres. „Damit geht der Wasserstra-
ßen- und Schifffahrtsverwaltung das 
Geld aus. Der Flussausbau findet ab 
dann bestenfalls verlangsamt statt, 
Ausschreibungen für diese mehrjähri-
gen Projekte können nicht mehr erfol-
gen. Und die Großindustrie aus dem 
Chemie-, Stahl- und Mineralölsektor, 

die sich gemeinsam mit uns seit dem 
Jahrhundertniedrigwasser 2018 für 
einen beschleunigten Flussausbau en-
gagiert, kann noch ein paar Jahre länger 
auf die Fahrrinnenvertiefung am Rhein 
warten“, erklärt BDB-Geschäftsführer 
Jens Schwanen. „Hier muss nach der 
parlamentarischen Sommerpause in 
den dann anstehenden Haushaltsver-
handlungen energisch gegengesteuert 
werden!“

Die Bundesregierung hat Ende Juli 
in ihren Antworten auf eine parlamen-
tarische Anfrage im Bundestag einge-
räumt, dass nahezu sämtliche neue 
Flussausbauvorhaben, die 2016 von 
der Regierung im Bundesverkehrswe-
geplan beschlossen und im Wasser-
straßenausbaugesetz aufgenommen 
wurden, bis heute kaum über ein erstes 
Planungsstadium hinausgekommen 
und vom Bau oder gar einer Inbetrieb-
nahme jahrzehntelang entfernt sind. 
Die Antwort der Bundesregierung liegt 
dem BDB vor. „Es ist bezeichnend für 
die Flussausbaupolitik des Bundes, dass 
zum Beispiel mit der Fahrrinnenvertie-
fung des Untermains bis Aschaffenburg 
bis heute planerisch nicht einmal begon-
nen wurde, obwohl es das zweit-höchste 

Nutzen-Kosten-Verhältnis nach der „Ab-
ladeoptimierung Mittelrhein“ im aktuel-
len BVWP hat, eine hohe Netzbedeutung 
gegeben ist und diese Maßnahme eine 
qualifizierte Engpassbeseitigung bein-
haltet. Ein weiteres Beispiel: Die Fahr-
rinnenverbesserung am Niederrhein ist 
seit mittlerweile 9 Jahren in der Planung, 
jedoch bis heute nicht in der Phase der 
Planfeststellung angekommen“, kritisiert 
Jens Schwanen. „So wird das nichts mit 
der Verlagerung von Gütern auf das 
Wasser und dem Erreichen der Klima-
schutzziele in Deutschland und Europa!“ 
Schleusenbauprojekte wie etwa am Ne-
ckar, an der Mosel oder am Elbe-Seiten-
kanal sind seit Jahren bzw. Jahrzehnten 
für den Ausbau vorgesehen, ohne dass 
es hier zu nennenswerten Fortschritten 
kommt.

8

« So wird das nichts mit der  
Verlagerung von Gütern auf das 
Wasser und dem Erreichen der 
Klimaschutzziele in Deutschland 

und Europa! »
BDB-Geschäftsführer Jens Schwanen
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11BESCHLEUNIGUNGSGIPFEL

Gemeinsame Bekräftigung des Aktionsplans „Niedrigwasser Rhein“

„Beschleunigungskommission“ vor
Minister Wissing schlägt neue

Am 29. August fand in Mainz ein „Bekräftigungstermin“ zum 
„8-Punkte-Plan Niedrigwasser-Rhein“ statt. 

Nach dem verheerenden 
Niedrigwasser 2018, das 
große Teile der produzie-
renden Industrie und der 

Schifffahrt getroffen hat, hatten Gewer-
bevertreter aus Chemie, Stahl, Baustof-
fen und Schifffahrt im Jahre 2019 mit 
dem damaligen Bundesverkehrsminis-
ter Andreas Scheuer einen 8-Punkte-
Plan unterschrieben. Das Handlungs-
feld Mittelrheinausbau, welches lange 
bekannt und im Bundesverkehrswege-
plan beschrieben ist, rückt nun wieder 
verstärkt in den Fokus: 2022 brachte 
für die Schifffahrt und ihre Kunden 
ähnliche Verhältnisse wie das katast-
rophale Kleinwasserjahr 2018. Heute 
werden die Effekte allerdings durch 
die starke Nachfrage nach Kraftwerks-
kohle und den anhaltenden Ukraine-
krieg verstärkt und verschlimmert.

Der gemeinsame Bekräftigungster-
min von Bundesminister Dr. Volker 
Wissing mit Spitzenvertretern der 
Wirtschaft sollte somit zur rechten Zeit 
kommen, um den besonderen Nach-
druck zu bekräftigen, den der Bund mit 
der WSV in der Projektierung dieses 
bedeutenden Vorhabens einlegt. Hieß 
es in der vergangenen Legislatur noch, 
eine Fertigstellung könnte in der zwei-
ten Hälfte der Dekade der 20er Jahre 

dieses Jahrhunderts erfolgen, so weiß 
die Wirtschaft nun mit Gewissheit, dass 
mit einem Abschluss des Projektes nicht 
vor den 30er Jahren zu rechnen ist. Für 
die wirtschaftsstarke Rhein-Main-Regi-
on ist das eine echte Hiobsbotschaft, 
denn alle paar Jahre hat sie sich mit 
den negativen Folgen von Niedrigwas-
serphasen zu beschäftigen. Kurzfristige 
Mehrkosten für den Einsatz größerer 
Flotten oder umgeleiteter Verkehre sind 
dabei nur ein Mosaikstein, im schlimms-
ten Fall droht der Verlust von Aufträgen, 
die Abwanderung von Produktion oder 
gar der Abstieg im Rating börsennotier-
ter Konzerne. Die angekündigten dras-
tischen Mittelkürzungen für den Erhalt 
und Ausbau der Flüsse und Kanäle ab 
01.01.2023 geben wenig Hoffnung, dass 
diese Baumaßnahme am Mittelrhein 
zeitnah realisiert wird.

 
Minister Wissing kündigte nun in 

Mainz die Gründung einer neuen ge-
meinsamen „Beschleunigungskommis-
sion, bestehend aus Vertretern aus Po-
litik, Behörden und Industrie“ an. Damit 
sollen „alle zur Verfügung stehenden 
Ressourcen gebündelt werden“, so der 
Minister. Neben der Fahrrinnenopti-
mierung soll in dieser Beschleunigungs-
kommission auch die Erhöhung der 
Anzahl niedrigwassergeeigneter Schiffe 

geprüft werden. Die Erwartungshaltung 
mancher Stakeholder an die Binnen-
schifffahrt, wieder einmal mehr über 
flussangepasste Binnenschiffskonzepte 
nachzudenken, geht allerdings an den 
Realitäten der Branche vorbei.

 
„Wir können nicht für jeden Fluss das 

angepasste Binnenschiff bauen. Das 
mag zwar bei einzelnen Punkt-zu-Punkt-
Verkehren oder Werksverkehren mög-
lich sein, rechnet sich jedoch betriebs-
wirtschaftlich keinesfalls für Schiffe, die 
auf fast allen europäischen Wasserstra-
ßen aktiv sind. Hier sind nicht nur Tief-
gänge der limitierende Faktor, sondern 
auch Schleusenbreiten und Kammer-
längen. Der Bund beabsichtigt nach uns 
vorliegenden Informationen nicht, diese 
Bauwerke in ihren Abmessungen nun 
den neuen, flussangepassten Binnen-
schiffen anzugleichen. Daher muss der 
Bund jetzt verstärkt und beschleunigt 
die sogenannte Abladeoptimierung am 
Mittelrhein herstellen, d.h. die Vertie-
fung der Fahrrinne um 20 cm und damit 
die Angleichung an die Fahrrinne ober-
halb und unterhalb der Ausbaustrecke. 
Die Planungs- und Realisierungszeiträu-
me bei den LNG-Terminals in Wilhelms-
haven verdeutlichen sehr eindrucksvoll, 

dass bei einem höheren Interesse 
Planungsläufe extrem beschleunigt 
werden können und den Stillstand in 
unserer Republik zu durchbrechen hel-
fen. Seit der Wiedervereinigung wurden 
über zehn neue Planbeschleunigungs-
gesetze auf den Weg gebracht, leider 
haben diese den Flussausbau in keiner 
Weise beschleunigt“, so BDB-Präsident 
Martin Staats. Droht die Versorgung 
mit Kohle, Treibstoff, Baustoffen oder 
beispielsweise Agrargütern auszufal-
len, weil die Schiffe am Mittelrhein 
derzeit mitunter nur noch ein Viertel 
ihrer ursprünglichen Tonnagen tragen 
können, werden das letztendlich alle 
über signifikante Wohlstandsverluste zu 
spüren bekommen. Eine Antwort, wie 
die Gesellschaft hiermit umgehen will, 
bleiben das BMDV und die neue Bun-
desregierung schuldig.

« Seit der Wiedervereinigung 
wurden über zehn neue Planbe-
schleunigungsgesetze auf den 

Weg gebracht, leider haben 
diese den Flussausbau in keiner 

Weise beschleunigt. »
BDB-Präsident Martin Staats

 Der Mittelrhein stellt 
mit einer Fahrrinnentiefe 
von 1,90 m ein Nadelöhr 
für die Schifffahrt dar  
© BAW
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Förderprogramm „Nachhaltige Modernisierung von Binnenschiffen“

Ministerium führt Evaluation 
der Förderrichtlinie durch

Auf Einladung des Koordinators und Sprechers der Parlamentari-
schen Gruppe Binnenschifffahrt (PGBi), MdB Mathias Stein (SPD), 
fand am 16. August 2022 in Duisburg ein Fachgespräch zum För-
derprogramm „Nachhaltige Modernisierung von Binnenschiffen“ 
in Duisburg statt.

Der BDB war durch Präsident 
Martin Staats (MSG), die 
Vorstandsmitglieder Dr. 
Rupert Henn (DST) und To-

bias Zöller (MSG), sowie Referent Fabian 
Spieß bei dem Termin vertreten.

Bisherige Inanspruchnahme  
im Rahmen der Förderaufrufe
Das Fachreferat WS 21 im BMDV (vertre-
ten durch Referatsleiterin Hilde Kamme-
rer und Andreas Knecht) und die GDWS 
(vertreten durch Thomas Wunderlich) 
informierten über die bisherige Inan-
spruchnahme des im Juli 2021 gestar-
teten Förderprogramms. Dabei wurden 
folgende Zahlen bekannt gegeben: Der 
erste Förderaufruf (Start im Juli 2021), 
für den 15 Mio. Euro zur Verfügung 
standen, war um 22,3 Mio. Euro über-
zeichnet. Insgesamt gingen 51 Anträge 
im Gesamtwert von 37,3 Mio. Euro ein. 
Bewilligt wurden rund 13,2 Mio. Euro 
für die Fahrgastschifffahrt (darunter 
19 rein elektrische Antriebe) und rund 
780.000 Euro für die Güterschifffahrt. 
Im zweiten Förderaufruf (4 Wochen 
geöffnet ab dem 29.10.2021) standen 
erneut 15 Mio. Euro zur Verfügung. 

Der Aufruf war um über 34 Mio. Euro 
überzeichnet. 20 Anträge mit einem 
Volumen von 23,5 Mio. Euro wurden 
vollständig und fristgerecht eingereicht. 
18 Anträge (Gesamtvolumen 7,5 Mio. 
Euro) wurden aufgrund nicht fristge-
rechter oder unvollständiger Einrei-
chung nicht berücksichtigt. Weitere 
18 Anträge wurden zurückgezogen, 
da die vom Ministerium festgelegte 
Höchstfördersumme von 2 Mio. Euro 
pro Unternehmen überschritten wurde. 
Bewilligt wurden rund 8,2 Mio. Euro für 
die Fahrgastschifffahrt (Hybridantriebe 
und rein elektrische Antriebe) und rund 
7 Mio. Euro für die Güterbinnenschiff-
fahrt. Bemerkenswert ist, so das BMDV, 
dass sich ein Antrag auf einen Brenn-
stoffzellenantrieb richtete. Dies sei der 
erste Antrieb dieser Art im Bereich der 
Güterschifffahrt. Außerdem wurden 
diesel-elektrische Antriebe, Hybridan-
triebe und Maßnahmen zur Emissions-
minderung durch die Güterschifffahrt 
beantragt. Zum 3. Förderaufruf (gestar-
tet Ende Mai 2022) wurden vorläufige 
Zahlen bekannt gegeben. Zur Verfügung 
standen 35 Mio. Euro, hälftig aufgeteilt 
zwischen Güter- und Fahrgastschiff-

fahrt. Die Anträge, die vollständig und 
fristgerecht eingereicht wurden, weisen 
ein Volumen von 31,2 Mio. Euro auf. Da-
her ist diesmal nach Angaben der GDWS 
keine Priorisierung nötig. 

Nachfrage im „klassischen  
Antragsverfahren“
Im Rahmen des „klassischen Antrags-
verfahrens“ (also für jene Tatbestände, 
die unabhängig von Förderaufrufen 
beantragt werden können) gingen nach 
Angaben der GDWS für Maßnahmen 
nach 3.1.1. (Maßnahmen der Digitalisie-
rung und Automatisierung) 63 Anträge 
mit einem Volumen von 2,4 Mio. Euro 
ein, davon 56 aus der Güterschifffahrt. 
Außerdem wurden für Maßnahmen 
nach 3.1.2. (Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Hydrodynamik oder pro-
pulsionsverbessernde Maßnahmen) 
15 Anträge (Volumen 2,3 Mio. Euro) 
gestellt, allesamt aus dem Bereich der 

Güterschifffahrt. Von diesen insgesamt  
78 Anträgen (3.1.1. und 3.1.2. zusammen) 
wurden bisher 40 positiv beschieden. 

Ausblick: Evaluierung  
und neue Förderrichtlinie
Das BMDV kündigte in dem Termin an, 
dass die bestehende Förderrichtlinie 
noch in diesem Jahr umfassend evalu-
iert wird. Der BDB hat hierzu mit dem 
vom Ministerium beauftragten Institut 
bereits Gespräche geführt. Damit nach 
dem Auslaufen der Förderrichtlinie 
Ende des Jahres 2023 keine Förderlücke 
entsteht, plant das BMDV, eine Nachfol-
geförderrichtlinie, die im Wesentlichen 
dem aktuellen Förderprogramm ent-
sprechen soll, Anfang des kommenden 
Jahres bei der EU zur Notifizierung 
einzureichen. Die Gesprächsrunde mit 
den Vertretern der Verbände, dem Mi-
nisterium und den Parlamentariern soll 
fortgeführt werden.

 Über das Förder-
programm werden 
auch schiffbauliche 
Optimierungen bezu-
schusst
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Diskussion um Ertüchtigung der westdeutschen Kanäle

Tagung des Stakeholder-Beirats 
und Schleusenstunde

Am 14. September fand die 2. Stakeholder Beiratssitzung zum 
Aktionsplan „Westdeutsche Kanäle – Nordrhein-Westfalen“ statt. 
Teilgenommen haben Verbände- und Wirtschaftsvertreter,  
darunter unter anderem BDB, BDS, VCI und VVWL.

Der BDB war durch Referen-
tin Elena Siebrecht ver-
treten. Heinz-Josef Joeris, 
Leiter der Abteilung Was-

serstraßen in der GDWS, führte aus, 
dass leider auch im kommenden Jahr 
die Haushaltssituation, Ressourcensi-
cherheit und der Fachkräftemangel die 
WSV vor große Herausforderungen und 
Schwierigkeiten stellen werden. Ziel ist 
es trotzdem, die Maßnahmen des WDK-
Projekts wie geplant durchzuführen. 
Unterstützen soll im Bereich der Pla-
nung ein neues Modell der integrierten 
Projektabwicklung durch die Entwick-
lung eines gemeinsamen Handlungs-
papiers mit der Bauindustrie. Es wurde 
eine Charta der Zusammenarbeit aufge-
setzt, durch welche das Verständnis zwi-
schen der WSV und der Bauwirtschaft 
verbessert werden soll. Erste Projekte, 
die dieses Modell nutzen, befinden sich 
bereits im Vergabeverfahren. 

Bericht der zuständigen Ämter
Die Vertreter des Wasserstraßen-
Neubauamts Datteln führten aus, dass 
Verträge, welche eine Strecke von über 
40 km, mehr als 20 Brücken und 3 
Schleusenstandorte zum Gegenstand 
haben, für die Ingenieurbüros vorberei-

tet wurden. Die Veröffentlichung dieser 
Verträge wird zeitnah erfolgen. Die Vor-
untersuchungen werden voraussichtlich 
ein Jahr dauern. Diese Dauer ist nach 
Aussage des WNA notwendig für ein 
Ergebnis, auf dessen Basis fundierte 
Entscheidungen zuverlässig getroffen 
werden können. Parallel laufen Abstim-
mungen mit der Bundesanstalt für Was-
serbau (BAW) sowie Baugrunderkun-
dungen. Als größter Verzögerungsfaktor 
und möglicherweise sogar als Projektri-
siko hat sich die Kampfmittelräumung 
herausgestellt. Beklagt wurde insbe-
sondere die schlechte Kommunikation 
zwischen den Behörden. Zudem gäbe 
es zum Teil gravierende Unterschiede 
auf Landes- und Kommunalebene bei 
der Bearbeitungsweise. Eine Kampfmit-
telräumung und die Vorbereitung dafür 
gehen mit wochenlangen Sperren für 
die Schifffahrt einher. Die Teilnehmer 
stimmten überein, dass diese Proble-
matik im Projektbeirat diskutiert und 
politisches Augenmerk darauf gerichtet 
werden muss. Für die Schleuse Wanne-
Eickel soll die Planfeststellung bis Mitte 
des nächsten Jahres abgeschlossen 
sein. Eventuell könnte die Planfeststel-
lungsbehörde zum Ergebnis kommen, 
dass ein Erörterungstermin entbehrlich 

ist. Mit der Erstellung der Ausschrei-
bungsunterlagen soll im Frühjahr be-
gonnen werden. Ausgehend von einem 
Vergabeverfahren von etwa einem Jahr 
wird mit einer Bauphase ab 2024/2025 
gerechnet, sodass die Inbetriebnah-
me der Schleuse 2029/2030 erfolgen 
könnte. 

Ulrich Wieching, Leiter des WSA 
Westdeutsche Kanäle, berichtete 
bezüglich des Aktionsplans, dass 
die Pollersanierung an der Schleuse 
Dorsten planmäßig verläuft. Für die 
Grundinstandsetzung der kleinen 
Schleuse Friedrichsfeld hingegen be-
steht Materialmangel, sodass mit einer 
Verzögerung von bis zu einem Jahr zu 
rechnen ist. Damit geht leider auch 
die Verschiebung der Pollersanierung 
an anderen Schleusen einher. Die Zeit 
soll genutzt werden, um an der großen 
Schleuse elektrotechnische Arbeiten 
durchzuführen. Der Auftrag dazu wur-
de bereits erteilt. 

VCI lud zur „Schleusenstunde“ ein
Der Stakeholder Beiratssitzung vorge-
schaltet war eine vom VCI organisierte 
„Schleusenstunde“ zur Thematik der 
Ertüchtigung des WDK und dessen 
Bedeutung für den Chemiepark Marl. 
Seitens der Politik wurde vorgebracht, 
dass eine andere Methodik der Behör-
den zur Fachkräftegewinnung notwendig 
ist. Stellen müssten öffentlichkeitswirk-
samer beworben werden. Die Bergische 
Universität Wuppertal zeichnet mittler-
weile mit Blick auf den Fachkräftemangel 
ein katastrophales Bild für die Zukunft 
und warnt vor einem regelrechten Kol-
laps der Infrastrukturprojekte. Auch die 
finanzielle Unterdeckung, welche unter 
anderem Verzögerungen in der Aus-
schreibung und Vergabe der Aufträge 
zur Folge haben, bereitet Sorgen. MdB 
Lukas Benner (Grüne), Sprecher der Par-
lamentarischen Gruppe „Binnenschiff-
fahrt“ (PGBi), erklärte sich dazu bereit, 
die dargestellten Probleme innerhalb 
der Parlamentsgruppe zu diskutieren.

 Ein Stakeholder-
Beirat beschäftigt sich 
mit der Ertüchtigung 
des Kanalgebiets  
 © WSV
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Transport von Kohlendioxid 
In der 39. Sitzung hatten EBU/ESO um 
Prüfung gebeten, ob eine Harmonisie-
rung der Beförderungsbedingungen für 
CO2, Ethylen und LNG durch die Aufnah-
me der Bemerkung „42“ in die Spalte 
(20) der Tabelle C möglich ist.

Der Sicherheitsausschuss und die mit 
der Prüfung des Antrags beauftragte 
AG „Stoffe“ begrüßten nun in der 40. 
Sitzung den Vorschlag, mit der Anmer-
kung, dass in die Beförderungsbedin-
gungen aufgenommen werden sollte, 
dass genügend Abstand zum Tripel-
punkt gegeben sein muss. Über Beson-
derheiten des Stoffs im Zusammenhang 
mit dem Transport muss informiert 
werden. Gegebenenfalls könnten noch 
zusätzliche Einträge in das Beförde-
rungspapier notwendig sein. EBU/ESO 
werden für die Januarsitzung 2023 ein 
Arbeitsdokument vorlegen mit einem 
Vorschlag zur Ergänzung des Eintrags in 
der Tabelle C.

Digitalisierung von Schiffsdokumenten
Der Bericht über die erste Sitzung der 
neu eingerichteten informellen Arbeits-
gruppe „Digitalisierung von Schiffsdo-
kumenten“ wurde vorgelegt. Im ersten 
Schritt wurde eine Liste an Dokumenten 
erstellt, die sich für eine Digitalisierung 
eignen. Zertifikate sollen zunächst nicht 
betrachtet werden. Die Gruppe wird 
untersuchen, welche Datenformate sich 
für die Dematerialisierung von Doku-
menten eignen. Die Diskussion über 
die Entwicklung der Telematik bei der 
Gemeinsamen RID/ADR/ADN-Tagung 
und über den Umsetzungsprozess der 
Verordnung (EU) 2020/1056 über elek-
tronische Frachtbeförderungsinforma-
tionen (eFTI) soll verfolgt werden. Der 
Sicherheitsausschuss hat die Arbeits-
gruppe dazu aufgefordert, ihre Arbeit 
fortzusetzen und bei ihrer nächsten 
Sitzung erneut Bericht zu erstatten.

ADN

In der letzten Augustwoche 2022 
fand die 40. Sitzung des UNECE 
ADN-Sicherheitsausschusses als 
hybride Veranstaltung statt. BDB-

Referentin Elena Siebrecht nahm als 
EBU-Vertreterin vor Ort im Völkerbund-
palast in Genf an der Sitzung teil. 

Vorab wurden die von nationalen Dele-
gationen und internationalen Organisa-
tionen zur Diskussion und Entscheidung 
eingereichten Arbeitsdokumente und 
informellen Dokumente in den Ver-
tragsstaaten gemeinsam von Verbän-
den, dem Gewerbe und Ministerium 
geprüft. In der 40. Sitzung wurden unter 
anderem folgende Themen behandelt:

Öffnen von Öffnungen
In Report 2/2022 hatte der BDB über 
den Antrag Deutschlands für Ände-
rungen der Regelungen des ADN für 
das sichere Öffnen von Öffnungen der 
Ladetanks berichtet. Der Sicherheits-
ausschuss begrüßte in einer ersten 
Aussprache den Antrag vor dem Hin-
tergrund der Notwendigkeit klarer 
Regelungen für den Anwender des 
ADN. Aufgrund der Komplexität und 
des Umfangs des Antrags, wurden die 
Delegationen dazu aufgerufen, ihre 
detaillierten Anmerkungen schriftlich 
der deutschen Delegation mitzuteilen, 
auf dessen Basis ein ggf. überarbeite-
ter Antrag erneut im Januar 2023 dem 
Sicherheitsausschuss zur Diskussion 
vorgelegt wird. 

Hochgeschwindigkeitsventile in Ver-
bindung mit höheren Temperaturen 
Aus dem Bericht der 23. Sitzung der 
„Gruppe der Empfohlenen ADN-Klas-
sifikationsgesellschaften“ geht hervor, 
dass in Bezug auf Hochgeschwindig-
keitsventile in Verbindung mit höheren 
Temperaturen (> 60° C) Herstelleran-
gaben fehlen, weswegen beschlossen 
wurde, eine Risikobewertung über RINA 
durchführen zu lassen. EBU/ESO hatten 
die Dringlichkeit dieser Analyse bereits 
in der Vergangenheit betont im Hinblick 
auf die Notwendigkeit von verlässlichen 
Angaben für die Praxis.

Nicht messbare Stoffe
CEFIC und EBU/ESO hatten in der 39. 
Sitzung des Sicherheitsausschusses das 
bereits seit längerer Zeit existierende 
Problem hinsichtlich nicht mit einem 
Toximeter messbarer gefährlicher 
Stoffe thematisiert. Ein Lösungsansatz 
könnte die Erweiterung der Vorschriften 
des ADN dahingehend sein, dass ein 
Stoff nicht nur direkt gemessen werden 
muss, sondern auch die Bestimmung 
über Sekundärprodukte mit Hilfe von 
dafür zugelassenen Messgeräten er-
laubt wäre. Der Sicherheitsausschuss 
hat nun den Ansatz befürwortet. Die 
informelle Arbeitsgruppe „Stoffe“ wird 
sich im Folgenden mit der Frage be-
fassen, wie der Lösungsansatz in den 
Vorschriftentext des ADN umgesetzt 
werden kann.

Aktuelles aus dem ADN

40. Tagung des ADN-Sicherheits-              	
		      ausschusses
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nun endlich die Lehren aus der Situati-
on gezogen werden, und die Thematik 
nicht wieder (wie nach 2018) auf die 
lange Bank geschoben wird, sobald 
sich ein oder zwei wasserreiche Jahre 
anschließen. Auf lange Sicht, wenn das 
den Rhein speisende Gletscherwasser 
zunehmend ausbleiben sollte, reichten 
rein wasserbauliche Maßnahmen aber 
wohl nicht mehr aus, um die niedrigen 
Wasserstände zu kompensieren. Dann 
müsste man auch über weitergehende 
Lösungen wie z.B. Niedrigwasserschleu-
sen nachdenken. 

Tobias Zöller führte außerdem aus, 
dass sich die Schifffahrt keine große 
Hoffnung im Hinblick auf die von Bun-
desverkehrsminister Volker Wissing 
angekündigte „Beschleunigungskom-
mission“ zum Ausbau des Mittelrheins 
macht. Alle ähnlichen Initiativen in den 

vergangenen Jahren brachten keine 
belastbaren Ergebnisse. Die Arbeit 
einer solchen Kommission könne 
erst dann als erfolgreich betrachtet 
werden, wenn sich der Zeitraum für 
die Fertigstellung deutlich nach vorne 
verschiebt. Tobias Zöller rückte auch 
die Wasserstraßeninfrastruktur insge-
samt in den Fokus. Zahlreiche Schleu-
sen seien in einem maroden Zustand. 
Die zuständigen Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsämter würden bei geplan-
ten Neubauten auf Nachfrage teils 
nicht einmal mehr einen Termin für 
die Fertigstellung nennen. Zudem sei 
der Mangel an Liegestellen weiterhin 
ein gravierendes Problem. Im Hinblick 
auf den Zustand der Wasserstraßen-
infrastruktur und deren Unterhalt und 
Ausbau hätten Nachbarstaaten wie die 
Niederlande und Österreich Deutsch-
land längst überholt.

Rheinkonferenz 2022 in Mainz

Diskussion um die Bedeutung 
und Gestaltung des Rheins

Unter dem Motto „Der Rhein. Unsere Heimat. Nutzen und Gestal-
ten.“ fand am 23. September auf Einladung der CDU-Landtags-
fraktionen aus Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz die Rheinkonferenz 2022 in Mainz statt.

MdL Gerd Schreiner 
(Rheinland-Pfalz) beton-
te in seinem Eingangs-
statement, dass die 

Städte entlang des Rheins erst durch 
den Fluss wohlhabend geworden sind. 
Es sei zwar wichtig, Umweltaspekte und 
umweltrechtliche Vorgaben wie die eu-
ropäische Wasserrahmen-Richtlinie bei 
der Gestaltung des Rheins zu beachten, 
jedoch dürfe die Wirtschaftlichkeit bei 
der Gesamtbetrachtung nie außer Acht 
gelassen werden. Gerd Schreiner hob 
außerdem die Bedeutung für die Schiff-
fahrt und die Versorgung der Wirtschaft 
hervor: „Die rund 160 Mio. t Fracht, die 
über den Rhein transportiert werden, 
möchte man nicht auf deutschen Auto-
bahnen sehen“. 

Im Panel „Binnenschifffahrt“ disku-
tierten BDB-Vorstandsmitglied Tobi-
as Zöller (MSG), Jürgen Albersmann 
(Contargo) und Uli Stichler (Hafen Kehl) 
über die Lage der Rheinschifffahrt und 
die Notwendigkeit infrastruktureller 
Verbesserungen. Jürgen Albersmann 
führte aus, dass zentrale Aspekte des 
2019 verabschiedeten „Aktionsplans 
Niedrigwasser Rhein“ noch nicht abge-
arbeitet wurden. Gerade bei den wichti-

gen Infrastrukturprojekten entlang des 
Rheins, den Fahrrinnenverbesserungen 
am Nieder- und Mittelrhein, sei bisher 
keine Beschleunigung erzielt worden. 
Contargo arbeitet daran, seine Trans-
portkonzepte an niedrige Wasserstände 
anzupassen. So habe das Unternehmen 
mehrere Schiffe durch die Ausrüstung 
mit Strömungsblechen für den Nied-
rigwassereinsatz optimiert und neue, 
flachgehende Binnenschiffe mit mo-
dernen Antriebskonzepten bestellt. 
Jürgen Albersmann verdeutlichte in 
seiner Präsentation, dass durch einen 
deutlichen Ausbau des Kombinierten 
Verkehrs, also den Einsatz von Schiff 
und Güterbahn, unter Einbezug des Lkw 
für die „letzte Meile“, bis zum Jahr 2030 
rund 31 % weniger CO2 emittiert wird 
im Vergleich zum direkten Warentrans-
port per Lkw. 

Tobias Zöller hob hervor, dass insbe-
sondere die Umsetzung der „Ablade-
optimierung Mittelrhein“, durch die pro 
Schiff 180 bis 200 t mehr Güter aufge-
nommen werden können, einen positi-
ven Effekt auf die Planung und Durch-
führung von Transporten bei niedrigen 
Wasserständen hat. Es sei wichtig, dass 
nach dem „Niedrigwasserjahr 2022“ 

 Die Binnenschifffahrt 
ist systemrelevant für die 
Versorgung der Industrie 
mit Gütern und Rohstoffen 
– wie hier am Niederrhein  
© BAW
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Besteuerung von Gasöl  
in der Schifffahrt
Zurzeit wird in Brüssel an der vorgese-
henen Umsetzung der europäischen 
Energiesteuerrichtlinie gearbeitet, die 
aufgrund der Zielstellungen im „Euro-
pean Green Deal“ u.a. eine Besteuerung 
des Gasöls vorsieht, das zurzeit für die 
Binnenschifffahrt noch energiesteu-
erbefreit ist. Der BDB hatte hierzu im 
Zusammenhang mit dem „Fit-for-55“-
Gesetzespaket im vergangenen Jahr 
ausführlich berichtet (Report 3/2021). 
Aus gut unterrichteten Kreisen ist nun 
zu hören, dass für Binnenschiffs-Gasöl 
eine mehrjährige steuerfreie bzw. steu-
erreduzierte Übergangsperiode vorge-
schlagen wird (ebenso für den Luft-
fahrtsektor). Der gewerbefreundliche 
Vorschlag ist nun in der Diskussion, wo-
bei – so ist zu hören – die Auffassungen 
zum weiteren Vorgehen strittig sind.

BDB im Gespräch mit  
Staatssekretärin Susanne Henckel
Anfang August trafen sich BDB-Präsi-
dent Martin Staats und Geschäftsführer 
Jens Schwanen mit Susanne Henckel, 
Staatssekretärin im BMDV, in Berlin, um 
u.a. die drohende, signifikante Unterfi-
nanzierung der Bundeswasserstraßen 
ab dem Haushaltsjahr 2023 zu erörtern. 
Es steht zu befürchten, dass zahlreiche 
wichtige Infrastrukturprojekte für die 
Binnenschifffahrt wie Fahrrinnenver-
besserungen und Schleusenverlänge-
rungen sich um viele weitere Jahre nach 

hinten verschieben werden. Die BDB-
Vertreter konnten mit Hilfe der mit-
teleuropäischen Wasserstraßenkarte, 
die der Staatssekretärin anlässlich des 
Besuchs überreicht wurde, anschaulich 
die Bottlenecks im Wasserstraßennetz 
aufzeigen. Thematisiert wurde außer-
dem die aktuell extrem hohe Nachfra-
ge nach Schiffsraum. Diese Situation 
verschärft sich derzeit durch die Folgen 
des Ukraine-Krieges, den hohen Bedarf 
an Kohletransporten aufgrund der 
wieder hochgefahrenen Kohleverstro-
mung sowie des wochenlangen Nied-
rigwassers. Der BDB und die Staats-
sekretärin haben die Fortsetzung des 
konstruktiven Gesprächs verabredet. 

6. Lenkungsgruppensitzung  
zum „8-Punkte-Plan“
Am 19. September fand auf Einladung 
des BMDV die 6. Lenkungsgruppensit-
zung zum Aktionsplan „Niedrigwasser 
Rhein“ statt. Für den BDB nahmen 
Vizepräsident Dirk Gemmer und Refe-
rentin Elena Siebrecht teil. Das Ministe-
rium stuft das Niedrigwasserereignis in 
diesem Jahr als extrem ein. Ein positiver 
Trend zeichnet sich allerdings anhand 
der seit diesem Sommer verfügbaren 
Wasserstandsvorhersage ab. Erwar-
tet werden Niederschläge im (für die 
Jahreszeit) normalen bis überdurch-
schnittlichen Bereich, sodass sich in 
diesem Jahr ein Niedrigwasserereignis 
voraussichtlich nicht wiederholen wird. 
Sowohl die 14-Tage-Vorhersage als 
auch die 6-Wochen-Vorhersage haben 
sich bereits als zuverlässig erwiesen 
und dienen dadurch auch der Planbar-
keit für das Gewerbe. Die Qualität soll 
fortwährend nutzerorientiert verbessert 
werden. Dr. Norbert Salomon, Leiter 
der Abteilung WS im BMDV, berichtete, 
dass im Rahmen des Austauschs die 
Bildung einer Beschleunigungskommis-
sion für das Projekt „Abladeoptimierung 
am Mittelrhein“ beschlossen wurde. 
Im Anschluss an eine im Oktober 2020 
durchgeführte Besprechung zwischen 
BMDV, GDWS, BfG und BAW wurden die 
beiden Bundesanstalten damit beauf-
tragt, zunächst auf abstrakter Ebene 

die Voraussetzungen, Potentiale und 
Auswirkungen verschiedener wasser-
baulicher und wasserwirtschaftlicher 
Maßnahmen zu prüfen, vor dem Hin-
tergrund, die Schifffahrt bei extremen 
Niedrigwasserperioden optimieren zu 
wollen. Die Ergebnisse liegen nun vor. 
Die Schlussfolgerungen lauten, dass 
„die betrachteten wasserwirtschaftli-
chen und wasserbaulichen Optionen 
das Potenzial haben, schifffahrtliche 
Engpässe, die sich bei extrem niedrigen 
Abflüssen wie z. B. im Jahr 2018 erge-
ben, substanziell zu entschärfen. Das 
Wasservolumen, das erforderlich wäre, 
um die niedrigen Abflüsse von bis zu 30 
% unter dem heutigen gleichwertigen 
Abfluss auf einen Wert zu heben, der 
Verbesserungen für die Befahrbar-
keit mit den gängigen Schiffstypen im 
gesamten Verlauf einer Niedrigwasser-
situation wie im Jahr 2018 ermöglicht, 
liegt bei etwas mehr als 5 % des jeweils 
im oberstrom gelegenen Einzugsgebiet 
vorhandenen bewirtschaftbaren Spei-
chervolumens. Auch sind viele wasser-
bauliche Optionen denkbar, mit denen 
schifffahrtliche Engpässe bei extremem 
Niedrigwasser im freifließenden Rhein 
zwischen Iffezheim und Emmerich be-
hoben oder gemildert werden könnten. 
Insgesamt gilt, dass jeder Wassertie-
fengewinn bei Niedrigwasser – sei es 
in maßgebenden Engpässen oder über 
größere Strecken – zu verbesserten 
schifffahrtlichen Bedingungen führt.“

BDB entsendet Vertreter in  
Beschleunigungskommission 
Bundesverkehrsminister Volker Wissing 
hat Ende Mai in Mainz die Einrichtung 
einer Beschleunigungskommission, 
bestehend aus Vertretern aus Politik, 
Behörden und Industrie, angekündigt 
(s. hierzu den Bericht in diesem Heft). 
Ziel des Gremiums ist u.a. die Prüfung 
von Beschleunigungsmöglichkeiten bei 
der Umsetzung der „Abladeoptimierung 
Mittelrhein“. Der BDB wird mit den Vor-
standsmitgliedern Dr. Rupert Henn (DST) 
und Roberto Spranzi (DTG) zwei Vertre-
ter in diese Kommission entsenden.

MSG eröffnet neue Bunkerstation
Die MSG hat am 6. September in Würz-
burg ihre neue Bunker- und Service-
station (Main-km 247,0) eingeweiht. 
Gebaut wurde diese auf einem Güter-
schubleichter, welcher auf den Namen 
„Luisa“ getauft wurde. Die neue Stati-
on trägt den Anforderungen an neue, 

 Die Umsetzung  
des Aktionsplans 
„Niedrigwasser 
Rhein“ war Thema bei 
der Rheinkonferenz in 
Mainz

 (v.l.n.r.) BDB-
Geschäftsführer Jens 
Schwanen, Staats-
sekretärin Susanne 
Henckel (BMDV) und 
BDB-Präsident Martin 
Staats in Berlin

 Die BDB-Vorstandsmit-
glieder Roberto Spranzi 
(l., DTG) und Dr. Rupert 
Henn (DST) wirken in der 
Beschleunigungskommis-
sion mit
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beträgt weiterhin 8.000 Euro je Wei-
terbildungsteilnehmer innerhalb eines 
Zeitraums von 24 Monaten. Sämtliche 
bisher förderfähigen Weiterbildungen 
sind weiterhin förderfähig und das Wei-
terbildungsprogramm wurde um ent-
sprechende Deutsch-Sprachkurse, die 
freiwillige Weiterbildung zum geprüften 
Binnenschiffermeister für das Landper-
sonal von Binnenschifffahrtsunterneh-
men und für Besatzungsmitglieder von 
Binnenschiffen, freiwillige Weiterbildun-
gen für das Landpersonal von Binnen-
schifffahrtsunternehmen, die speziell zu 
einer Verlagerung von Großraum- und 
Schwerguttransporten auf das Binnen-
schiff beitragen, und um eine freiwillige 
Weiterbildung in einem mindestens 
9-monatigen Ausbildungsprogramm für 
die Betriebsebene zum Erwerb der Uni-
onsbefähigung als Matrose oder Matro-
sin für Berufsseiteneinsteiger erweitert.

Pflicht zur Erfassung  
der Arbeitszeit bestätigt
Mit Urteil vom 13. September hat das 
Bundesarbeitsgericht entschieden, dass 
eine gesetzliche Pflicht zur Erfassung 
der Arbeitszeiten der Arbeitnehmer 
besteht. Das Gericht hat damit ein 
Urteil des EuGH bestätigt. Die Pflicht 
werde durch § 3 Abs. 2 Nr. 1 Arbeits-
schutzgesetz normiert. Daraus folge, 
dass ein System einzurichten ist, durch 
welches die Arbeitszeiten der einzelnen 
Arbeitnehmer dokumentiert werden 
könne. Bislang war es in Deutschland 
vielfach üblich, dass nur die angefalle-
nen Überstunden zu dokumentieren 
waren. Die Form der Aufzeichnung 
(handschriftlich oder digital) wird 
hingegen nicht vorgeschrieben.

Beratungen über den Haushaltsetat 
für die Verkehrsträger
Am 6. September stand die erste Be-
ratung für den Bundeshaushalt 2023, 
Einzelplan 12 (Digitales und Verkehr) 
auf der Agenda. Der Ukraine-Krieg, die 
Verknappung an verfügbarem Schiffs-
raum, das Niedrigwasser und die nun 
deutlich zu Tage tretenden Mängel im 
Wasserstraßennetz führten dazu, dass 

die Befassung mit der Binnenschifffahrt 
und der verfügbaren Infrastruktur ei-
nen breiten und in dieser Form in Berlin 
selten erlebten Raum einnahm. Bei-
spielhaft sei die Rede der Grünen-Abge-
ordneten Dr. Paula Piechotta genannt, 
die für ihre Fraktion das Kapitel Verkehr 
im Haushaltsausschuss verantwortet 
und in ihrem fünfminütigen Statement 
mit klaren Worten die Systemrelevanz 
der Schifffahrt auf den Punkt brach-
te. Der FDP-Haushaltspolitiker Frank 
Schäffler beschrieb das Finanzdilem-
ma im Verkehrsbereich anhand neuer 
Analysen: Die Koalition habe geprüft, 
wie der Bedarfsplan im Verkehrssektor 
aussieht, führte Schäffler aus. Dieser 
falle um 65 Milliarden Euro höher aus 
(in Summe 318 Milliarden Euro) als 
bisher veranschlagt: 20 Milliarden Euro 
entfielen auf die Schiene, fünf Milliar-
den Euro auf die Wasserstraßen und 
40 Milliarden Euro für das Straßennetz. 
Deshalb müssten große Verkehrspro-
jekte und „vor allem Prestigeprojekte 
im Schienenbereich“ auf ihre Realisier-
barkeit geprüft werden. Auch Schäffler 
sprach sich „pro Binnenschifffahrt“ aus, 
indem er die Ausbaunotwendigkeit des 
Mittel- und Niederrheins als wichtige 
Infrastrukturmaßnahme betonte Schäff-
ler teilte mit, dass der Koalitionsaus-
schuss am vergangenen Wochenende 
im Rahmen des „3. Entlastungspaketes“ 
eine zusätzliche Finanzspritze für die 
CO2-armen Verkehrsträger beschlos-

umweltfreundliche Treibstoffsorten 
durch eine entsprechende Dimensionie-
rung der Tankinfrastruktur Rechnung. 
Daneben bleibt die Servicestation ein 
vielseitiger „Allrounder“ für die Versor-
gung der Schifffahrt auf der Main-Do-
nau-Achse, u.a. mit Farben und Lacken, 
Schiffszubehör sowie Verbrauchsmate-
rial. BDB-Geschäftsführer Jens Schwa-
nen war bei der Eröffnung anwesend. 

Main-Donau-Kanal:  
30-jähriges Jubiläum
Das WSA Main/Main-Donau-Kanal hat 
anlässlich des 30-jährigen Bestehens 
des Main-Donau-Kanals (MDK) seit 
dessen Fertigstellung am 25. Septem-
ber 1992 eine Mitteilung veröffentlicht. 
Der Leiter des WSA, Guido Zander, 
erklärt darin: „Der Main-Donau-Kanal 
ist zu einem wichtigen und vielfältigen 
Standortfaktor geworden. Wir blicken 
auf eine 30-jährige erfolgreiche, breit-
gefächerte Entwicklung und Bedeutung 
des Main-Donau-Kanals zurück. Denn 
der Kanal ist weit über die Region 
hinaus von Bedeutung für Wirtschaft, 
Natur, Erholung, Freizeit und Touris-
mus“. Globale Veränderungen wirkten 
sich auch auf den Kanal aus. So war 
durch die Corona-Pandemie die Kabi-
nenschifffahrt in den Jahren 2020 und 
2021 nahezu zum Erliegen gekommen. 
In diesem Jahr sei infolge der Niedrig-
wasserphase an Rhein und Donau auch 
der Verkehr am MDK stark eingebro-
chen, auch wenn der Kanal als künstli-
che Wasserstraße auch bei Hoch- und 
Niedrigwasser ganzjährig konstante 

Wasserstände zur Verfügung stellt, 
so das WSA weiter. Außerdem habe 
der Ukraine-Krieg die Warenströme in 
Europa verändert. Gerade im Waren-
verkehr mit den südosteuropäischen 
Staaten entlang der Donau zeige der 
MDK als einzige Wasserstraßenverbin-
dung nach Westeuropa seine Bedeu-
tung als systemrelevante Infrastruktur.

Aus- und Weiterbildungsförderung 
mit verbesserten Konditionen
Am 22. Juli wurde die neue Richtlinie zur 
Förderung der Aus- und Weiterbildung 
in der deutschen Binnenschifffahrt im 
Bundesanzeiger veröffentlicht. Eine An-
passung der Richtlinie war notwendig, 
da ab dem 1. August 2022 die neuen 
Ausbildungen zum Binnenschiffer und 
zum Kapitän in der Binnenschifffahrt 
beginnen werden. Der Fördersatz, 
sowohl für die Ausbildung wie auch für 
berufliche Weiterbildungen liegt wei-
terhin bei 50 %. Bei Zuwendungen an 
kleine Unternehmen erhöht sich der 
Fördersatz weiterhin um 20 %-Punkte 
und bei mittleren Unternehmen um 10 
%-Punkte. Gefördert werden die neu-
en Ausbildungen zum Binnenschiffer 
(36 Monate) mit maximal 65.000 Euro 
und zum Binnenschifffahrtskapitän (42 
Monate) mit maximal 76.000 Euro. Im 
Bereich der Weiterbildungen wurde das 
digitale Lernen deutlich ausgeweitet, 
so dass neben Präsenzveranstaltungen 
auch Angebote im „Live-online-Lear-
ning“, „Blended-Learning“ und Online-
Selbstlernkurse gefördert werden. 
Der Höchstbetrag der Zuwendungen 

 Der Main-Donau-
Kanal feiert 30-jähri-
ges Bestehen   
© WSV

 Die neue Bunker- 
station der MSG   
© MSG

 Der BDB wirbt für einen 
auskömmlichen Etat für 
die Wasserstraßen, damit 
Unterhalt- und Ausbau-
maßnahmen im Wasser-
straßennetz sich nicht 
noch weiter verzögern   
© BAW
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Nach Hinweis des Gewerbes:  
Sperrungen am DEK verschoben
Vor dem Hintergrund des Niedrig-
wassers auf dem Rhein hatte der BDB 
die vom WSA Ems-Nordsee bekannt 
gegebene Sperrung der Schleu-
sen Herbrum und Bollingerfähr am 
Dortmund-Ems-Kanal, welche für den 
Zeitraum vom 4. September bis 30. 
September 2022 vorgesehen war, 
deutlich kritisiert und das zuständige 
WSA mit einem Brandbrief kontaktiert. 
Die Verbände der Binnenschifffahrt wie-
sen außerdem in der regelmäßigen Ge-
sprächsrunde mit der GDWS darauf hin, 
dass die geplante Sperrung zur Unzeit 
kommt, da die Nordstrecke des Dort-
mund-Ems-Kanals derzeit eine wichtige 
Alternativroute zum Rhein darstellt. Die 
GDWS reagierte im Zusammenwirken 
mit dem zuständigen WSA auf die Kritik 
aus dem Gewerbe und legte fest, dass 
die Sperrung im Interesse einer Ent-
schärfung der Niedrigwassersituation 
auf dem Rhein in das 2. Quartal 2023 
(nach ca. April 2023) verschoben wird. 

Auftakt des Projekts „CoboTank“ 
Der BDB unterstützt das kürzlich ge-
startete und vom BMDV im Rahmen 
des IHATEC II-Programms geförderte 
Forschungsprojekt „CoboTank“ („Ent-
wicklung und Erprobung kollaborativer 
und automatisierter Robotersysteme 
zur Unterstützung des Beladevorgangs 
von Tankschiffen“) als assoziierter 
Partner. Das Konsortium tagte am 4. 
Juli 2022 in Anwesenheit von Vertre-
tern des Projektträgers erstmals in den 
Räumlichkeiten des Entwicklungszen-
trums für Schiffstechnik und Trans-

portsysteme e. V. (DST) in Duisburg.
Im Rahmen des Vorhabens soll der 
Beladevorgang von Tankschiffen durch 
die Entwicklung eines sog. Cobots 
teilautomatisiert werden. Eine solche 
Teilautomatisierung unter Einsatz eines 
Cobots verspricht eine Beschleunigung 
der Prozesse, eine bestmögliche Ar-
beitssicherheit, eine erhöhte Prozess-
sicherheit und eine ergonomiebasierte 
Entlastung auf physischer und psy-
chischer Ebene. Der zu entwickelnde 
Cobot wird zunächst im Maßstab 1:10 
im Versuchszentrum für innovative Ha-
fen- und Umschlagstechnologie (HaFo-
La) des DST getestet. Später soll dieser 
am Europäischen Sicherheitszentrums 
Duisburg e. V. am Schiffer-Berufskolleg 
RHEIN im Realmaßstab demonstriert 
werden. Verbundpartner sind neben 
dem DST (Projektleitung) die Garant 
Mineralölhandelsgesellschaft mbH, die 
Deymann Tankrode Logistics GmbH, 
der Hafen Hamburg Marketing e. V., die 
Mercatronics GmbH sowie der Lehr-
stuhl für Allgemeine Psychologie und 
der Lehrstuhl Mechatronik der Univer-
sität Duisburg-Essen. Diese werden 
zudem durch assoziierte Partner, den 
BDB und den Unabhängigen Tankla-
gerverband e.V. (UTV), unterstützt. Das 
Projekt läuft bis Mitte des Jahres 2025.

BDB mit Vortrag im Rahmen des 
„BinSmart“-Treffens
Der BDB begleitet das Vorhaben Bin-
Smart (Innovative Technologien für die 
Binnenschifffahrt). Vor dem Hinter-
grund der großen Herausforderungen 
des Binnenschifffahrtsgewerbes im 
Hinblick auf eine fortschreitende Dekar-

sen hat, konkret: 500 Mio. Euro für die 
Schiene; eine weitere Milliarde Euro 
als sog. Verpflichtungsermächtigung 
für Schiene und Wasserstraße. Es sieht 
also danach aus, dass die Kritik des 
BDB an der vorgesehenen Mittelkür-
zung im Wasserstraßenetat (- 360 Mio. 
Euro) gehört wurde und den Vorschlag 
des BDB, die Mittelanhebung über die 
dann möglichen CO2-Einsparungen 
zu legitimieren, umgesetzt wird. Die 
Haushaltsberatungen werden bis in 
den Herbst hinein andauern. Mittelver-
teilungskämpfe zwischen den Ver-
kehrsträgern sind vorprogrammiert. 

Höchstgeschwindigkeit in der  
Gebirgsstrecke: 24 statt 20 km/h 
Im Jahr 2019 hatte die Nautisch-Techni-
sche-Kommission der IWT-Plattform im 
Namen des Binnenschifffahrtssektors 
beantragt, die zulässige Höchstge-
schwindigkeit für die Rheinschifffahrt 
auf dem Rheinabschnitt zwischen 
Bingen und St. Goar von 20 auf 24 
Stundenkilometer zu erhöhen. Darauf-
hin hat die Bundesanstalt für Gewässer-
kunde (BfG) im Auftrag der deutschen 
Delegation untersucht, ob eine höhere 
Höchstgeschwindigkeit für größere 
Schiffe für eine sichere Schifffahrt in der 
Gebirgsstrecke oberhalb der Hoch-
wassermarke I erforderlich ist und ob 
eine Erhöhung negative Folgen für die 
Ufer haben könnte. Die durchgeführ-
ten Untersuchungen haben aufgezeigt, 
dass dem Anliegen einer Erhöhung der 

Höchstgeschwindigkeit von 20 auf 24 
km/h entsprochen werden kann. Hinter-
grund ist, dass der Schiffsführer bei der 
derzeitigen Höchstgeschwindigkeit von 
20 km/h die Motorleistung erheblich 
reduzieren muss. Auf diese Weise kann 
zwar die Geschwindigkeit im Verhältnis 
zum Wasser verringert werden, aber 
die Manövrierfähigkeit des Schiffes 
verschlechtert sich. Aus diesem Grund 
und aufgrund der Tatsache, dass keine 
Schäden am Ufer zu erwarten sind, 
kann die Geschwindigkeitsbegrenzung 
in Art. 10.01 Abs. 1 d) der Rheinschiff-
fahrtspolizeiverordnung (RheinSchPV) 
in der Gebirgsstrecke zwischen Bingen 
und St. Goar auf 24 km/h in der Talfahrt 
erhöht werden. Die Änderung wird im 
Dezember 2023 in Kraft treten, wenn 
die RheinSchPV geändert wird.

Regierung zum Zustand der  
Wasserbauwerke in Brandenburg
Die Bundesregierung hat auf eine 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
im Bundestag Angaben zum Zustand 
der Wasserstraßen und der Bauwerke 
und Anlagen an Bundeswasserstraßen 
in Brandenburg gemacht. Demnach 
haben von insgesamt 52 Schleusen-
anlagen in Brandenburg elf Schleusen 
Zustandsnoten über 3,7 und weisen 
dementsprechend Sanierungs- und 
Ersatzbedarf auf. Von 57 Wehranlagen 
in Brandenburg haben außerdem 14 
Wehre eine Zustandsnote über 3,7. Auf 
die Frage, wie sich die Zustandsnoten 
der Schleusen und Wehre in Branden-
burg in den vergangenen zehn Jahren 
entwickelt haben, führt die Regierung 
aus, dass der Zustand durchschnitt-
lich über alle Bauwerke betrachtet als 
stabil bezeichnet werden kann. Eine 
Zustandsverschlechterung ist bei sieben 
von 52 Bauwerken sowie bei 18 von 
57 Wehren festgestellt worden. Seit 
2012 sind außerdem drei neue Bau-
werke an den Bundeswasserstraßen 
in Brandenburg hinzugekommen: die 
Wehranlage Eichhorst (Bj. 2016), die 
Wehranlage Fürstenberg, Brandenbur-
ger Straße (Bj. 2017) sowie die Schiffs-
schleusenanlage Steinhavel (Bj. 2022).

 Die Höchstge-
schwindigkeit in der 
Gebirgsstrecke wird 
angepasst 

 Das neu eröffnete 
SHW Niederfinow in 
Brandenburg   
© WSV

 Das Konsortium des  
Forschungsprojekts  
„CoboTank“ im DST   
© DST
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dert werden. Die bewilligte Fördersum-
me entfällt je zur Hälfte auf Landes- und 
Bundesmittel. Die modernen Anlagen 
können den Energiebedarf von Fahr-
gastkabinenschiffen von je 800 Ampere 
pro Anlegestelle decken. Das Minis-
terium beziffert die möglichen CO2-
Einsparungen auf rund 500 t jährlich.

BDB zur Nichtanwendung  
der RheinSchPersV
In einem Brief an Dr. Norbert Salomon, 
Leiter der Abteilung WS im BMDV, hat 
der BDB kritisiert, dass die Rheinschiffs-
personalverordnung (RheinSchPersV) 
durch die WSV nicht mehr angewendet 
wird. Hintergrund ist, dass zwar zum 
18.01.2022 die neue Binnenschiffs-
personalverordnung (BinSchPersV) 
als Ergebnis der Umsetzung der EU-
Befähigungsrichtlinie in Deutschland in 
Kraft getreten ist. Allerdings hat damit 
die RheinSchPersV als völkerrechtliche 
Vereinbarung ihre Gültigkeit nicht ver-
loren. In § 98 der Binnenschiffsperso-
nalverordnung ist sogar geregelt, dass 
ein Wahlrecht eingeräumt wird, ob das 
Schiff nach der BinSchPersV oder der 
RheinSchPersV bemannt werden soll. 
Demnach ist letztere Verordnung nach 
Auffassung des BDB zu beachten, was 
auch in sämtlichen Rheinanliegerstaa-
ten, mit Ausnahme von Deutschland, 
geschieht. Die Nichtanwendung führt 
u.a. zu dem Umstand, dass Personen, 
die ihr Rheinpatent verlängern müssen, 
dies nun nicht mehr können. Durch 
das Unterlassen der Verwaltung wer-
den diese Personen dazu genötigt, ihr 
Rheinpatent in ein Unionbefähigungs-
zeugnis umzutauschen. Dies wieder-
um ist jedoch problematisch, da das 
Unionsbefähigungszeugnis in Staaten, 
die die Befähigungsrichtlinie noch nicht 
umgesetzt haben, faktisch keine Gültig-
keit hat. Dadurch entsteht die unzumut-
bare Situation, dass betroffene Schiffs-
führer in einigen Mitgliedstaaten ohne 
gültige Fahrerlaubnis fahren müssen 
und auf den dortigen „good will“ einer 
Nichtahndung vertrauen müssen. Der 
BDB hat daher die dringende Bitte an 
das Ministerium gerichtet, darauf hinzu-

wirken, dass die aktuell gültige Rhein-
SchPersV auch weiterhin in Deutschland 
durch die Verwaltung angewendet wird. 

Erhöhung der Entsorgungsgebühr  
für öl- und fetthaltige Abfälle
Die Konferenz der Vertragsparteien 
(KVP) hat am 22. Juni 2022 eine Er-
höhung der Entsorgungsgebühr für 
öl- und fetthaltige Abfälle (Teil A CDNI) 
beschlossen. Ab dem 1. Januar 2023 
wird die Gebühr 10,00 Euro pro 1.000 
Liter gebunkerten Gasöls betragen. 
Aktuell beträgt die Entsorgungsgebühr 
8,50 Euro, welche zum 1. Januar 2021 
erstmalig seit dem Inkrafttreten des 
Übereinkommens über die Sammlung, 
Abgabe und Annahme von Abfällen in 
der Rhein- und Binnenschifffahrt (CDNI) 
von 7,50 Euro um 1,00 Euro erhöht 
wurde. Im Rahmen der Gewerbean-
hörung am Vortag zur Sitzung der KVP 
erklärten Vertreter des internationalen 
Binnenschifffahrtsgewerbes, dass die 
Aufrechterhaltung der hohen Qualität 
der Dienstleistungen der Annahme-
stellen dem Wunsch des Gewerbes 
entspricht. Jedoch sollte zeitnah eine 
Strategie entwickelt werden, wie das 
System auf zukünftige Entwicklungen 
wie die zunehmende Nutzung alternati-
ver Kraftstoffe, welche mit Einnahmen-
rückgängen für das System verbunden 
ist, reagieren kann. Eine Analyse des 
Systems sei daher dringend geboten.

bonisierung und die Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Wasserstraßen 
wurde das Vorhaben „BinSmart“ initiiert 
und verfolgt dabei insbesondere zwei 
Ansätze: Begleitforschungsmaßnahmen 
und Technologiedemonstratoren. Im 
Rahmen des 4. Treffens der Begleit-
forschungsgruppe am 1. September in 
den Räumlichkeiten des DST in Duis-
burg gab BDB-Referent Fabian Spieß in 
einem Impulsvortrag einen Überblick 
über „Chancen und Herausforderungen 
der Binnenschifffahrt“. Weitergehende 
Informationen über das Projekt gibt 
es online unter www.binsmart.de

BIBB veröffentlicht Info- 
Broschüre zur Ausbildung
Das Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) hat eine Informationsbroschüre 
zur neu gestalteten Ausbildung zum 
Binnenschifffahrtskapitän/zur Binnen-
schifffahrtskapitänin herausgegeben. 
Auf 178 Seiten hält das Dokument 
Informationen für Auszubildende, 
Ausbilder, Berufsschullehrer und 
Prüfer bereit. Dabei geht es inhaltlich 
u.a. um grundlegende Informationen 
zu den Binnenschifffahrtsberufen, 
die betriebliche Umsetzung der Aus-
bildung, die Berufsschule als Lernort 
der dualen Ausbildung und die Prü-
fungen. Die Broschüre kann über den 
Blog des BDB unter www.binnen-
schiff.de heruntergeladen werden.

GST-Übergabepunkte an den  
Wasserstraßen werden erfasst 
Die verstärkte Verlagerung von großen 
und schweren Stückgütern (GST) auf 
das Binnenschiff ist als Maßnahme im 
Masterplan Binnenschifffahrt verankert. 
Die eigens für diese Maßnahme gegrün-
dete Arbeitsgruppe im Bundesverkehrs-
ministerium, in welcher der BDB mit-
gearbeitet hatte, schloss ihre Arbeit im 
vergangenen Jahr mit einem 100 Seiten 
starken Bericht und Handlungsempfeh-
lungen ab. Das BMDV hat nun darüber 
informiert, dass die Datenerfassung für 
Großraum- und Schwertransporte in 
den See- und Binnenhäfen beginnt. Die 
Hafenwirtschaft wurde dazu aufgeru-
fen, bis zum 19. August GST-relevante 
Daten in eine spezielle Fachdatenbank 
einzupflegen. Um mehr Großraum- und 
Schwertransporte auf die Schiene und 
die Wasserstraßen zu verlagern, startet 
das Ministerium den Aufbau einer di-
gitalen Datengrundlage zur Integration 
von GST-Übergabepunkten an Bundes-
wasserstraßen, wie z. B. Häfen, Um-
schlagstellen und RoRo-Rampen, in das 
VEMAGS, d.h. das Verfahrensmanage-
ment für Großraum- und Schwertrans-
porte. Darauf aufbauend sollen stufen-
weise eine Web-Applikation für einen 
bi-modalen GST-fähigen Routenplaner 
„Wasserstraße-Straße“ und einen 
multimodalen Routenplaner, der den 
Verkehrsträger Schiene einschließt, 
aufgesetzt und Mikrokorridore für den 
Vor- und Nachlauf auf der Straße defi-
niert werden. Die Daten sollen Ende des 
Jahres 2022 verfügbar sein.

Landstromanlagen: 1,45 Mio. Euro 
Fördergelder bewilligt
Im Rahmen des Programms „Landstrom-
anlagen für Binnenschiffe“ fördert das 
Land Rheinland-Pfalz (neben weiteren 
Bundesländern) den Neu- und Ausbau 
für Anlagen, die durch Güter- und Fahr-
gastkabinenschiffe genutzt werden kön-
nen. Das rheinland-pfälzische Verkehrs-
ministerium teilte nun mit, dass am 
Mainzer Rheinufer der Bau von sechs 
Landstromanlagen für Flusskreuzfahrt-
schiffe mit rund 1,45 Mio. Euro geför-

 Die Entsorgungsgebühr 
wird ab 2023 erhöht

 Die verstärkte 
Verlagerung von 
Schwergut auf das 
Binnenschiff ist als 
Maßnahme im Master-
plan Binnenschifffahrt 
fixiert
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